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269 3. Abschnitt — Strafta ten  gegen die Rechtspflege §233

über solche „Umwege“ — schädliche A usw irkungen seines V erhaltens 
verh indert werden.

Die Berichtigung ist an keinerlei- Form vorschriften gebunden.

4. In Ziff. 2 wird, ähnlich w ie im  § 226 Abs. 1 Ziff. 3, möglichen Kon­
fliktsituationen des Täters Rechnung getragen. Danach kann  von

strafrechtlichen M aßnahm en auch dann abgesehen werden, wenn der 
T äter durch eine w ahre Aussage oder Versicherung sich oder einen nahen 
Angehörigen der G efahr der S trafverfolgung aussetzen würde. Nach § 26 
StPO besteht fü r Angehörige das generelle Recht der Aussageverwei­
gerung, nach § 27 StPO darüber h inaus hinsichtlich der Fragen, die die 
Möglichkeit strafrechtlicher Verfolgung eröffnen. Machen B ürger von 
diesem Recht keinen Gebrauch, sind sie verpflichtet, auch w ahrheits­
gem äße Aussagen zu machen. Die praktischen E rfahrungen zeigen jedoch, 
daß m anchm al w ährend der V ernehm ung der A ussagende plötzlich und 
unerw arte t vor der A lternative steht, entw eder falsch oder unvollständig 
auszusagen oder durch die richtige Aussage sich oder einen Angehörigen 
der Strafverfolgung auszusetzen. Da aber niem and zur Selbstanzeige ver­
pflichtet ist und auch fü r Angehörige keine generelle Rechtspflicht zur 
Anzeige besteht (abgesehen von den Fällen des § 225), ist der persönliche 
Strafausschließungsgrund der Ziff. 2 aufgenom m en worden.

5. Der »Begriff des nahen Angehörigen (der auch fü r § 232 im § 226 
Abs. 2 defin iert ist) geht durch die Einbeziehung der V erbindung

nach § 47 FGB über den Angehörigenbegriff des § 26 StPO hinaus (vgl. 
auch §226 Anm. 4).

§ 233 

B egünstigung

(1) Wer nach der Begehung einer Straftat dem Täter oder 
einem Beteiligten Beistand leistet, um ihn der Strafverfol­
gung zu entziehen oder ihm die Vorteile aus der Straftat zu 
sichern, wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, mit Ver­
urteilung auf Bewährung, Geldstrafe oder mit öffentlichem 
Tadel bestraft oder von einem gesellschaftlichen Organ der 
Rechtspflege zur Verantwortung gezogen.

(2) Sind dem Täter die Umstände bekannt, nach denen die 
Vortat als Verbrechen zu beurteilen ist, oder leistet er die 
Begünstigung seines Vorteils wegen, wird er mit Freiheits­
strafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Bewäh­
rung bestraft.

(3) Von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit ist abzusehen, wenn die Begünstigung einem nahen 
Angehörigen gewährt wird, um ihn der Strafverfolgung zu 
entziehen.
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